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z. B. aus den betrieblichen Unterlagen über die zutreffende 
Lohn- oder Gehaltsgruppe irrtümlich, auf Grund oberflächli­
cher Arbeit, die falsche Angabe entnommen wird. Dann wäre 
es jedoch möglich, unter Heranziehung der Kriterien des § 253 
AGB in der Entscheidung über die Höhe des Schadenersatzes 
bis zur Höhe des monatlichen Tariflohnes, den der verant­
wortliche Mitarbeiter zum Zeitpunkt des Schadenseintritts 
erhalten hat, zu differenzieren.

Im Unterschied dazu besteht diese Differenzierungsmöglich­
keit nicht, wenn der Schaden durch eine vorsätzliche Hand­
lung herbeigeführt wurde, also bewußt eine falsche Lohnzu­
sage abgegeben wurde. Dann besteht die Verpflichtung zum 
Ersatz des gesamten Schadens für die Dauer der Zahlung der 
Differenz zwischen rechtlich zulässiger und zugesagter Lohn­
oder Gehaltsgruppe. Dieser Schaden summiert sich von Monat 
zu Monat und ist in voller Höhe zu erstatten.6 Aus der Pflicht 
des Betriebes nach § 44 Abs. 2 AGB, dem betreffenden Werk­
tätigen unverzüglich eine zumutbare, der zugesagten Lohn­
oder Gehaltsgruppe entsprechende Arbeitsaufgabe anzubieten, 
resultiert, daß bei einer Entscheidung über die materielle Ver­
antwortlichkeit im Regelfall bereits feststehen wird, wann 
der Werktätige diese andere Arbeit übernehmen kann. Auf 
die Fixierung dieses Termins ist auch deshalb hinzuwirken, 
weil der Betrieb selbstverständlich zur Begrenzung des Scha­
dens verpflichtet ist. Da in diesen Fällen der Gesamtumfang 
des Schadens bekannt ist, kann und muß er bis zum Ablauf 
der Frist des § 265 Abs. 1 AGB geltend gemacht werden.

Da jeder Werktätige verpflichtet ist, seine Arbeitsaufgabe 
mit Umsicht und Initiative zu erfüllen, besteht im allgemei­
nen bei der materiellen Verantwortlichkeit kein Unterschied 
zwischen Leitern und Werktätigen ohne Leitungsfunktion. 
§ 44 Abs. 3 AGB bezieht nunmehr die Pflicht zur Geltend­
machung der materiellen Verantwortlichkeit ausschließlich 
auf Betriebsleiter und leitende Mitarbeiter. Das erklärt sich 
daraus, als es sich bei diesem Personenkreis entsprechend der 
Stellung im Prozeß der Arbeit um diejenigen handelt, die 
besondere tatsächliche und rechtliche Verantwortung für die 
Gestaltung der Arbeitsrechtsverhältnisse und für die konse­
quente Verwirklichung des sozialistischen Arbeitsrechts tra­
gen. Demzufolge haben sie dann materiell einzustehen, wenn 
sie — aus welchen Gründen auch immer — dieser Stellung und 
Verantwortung nicht gerecht wurden.

Dr. JÜRGEN HAEDRICH
und Prof. Dr. sc. ANNEMARIE LANG ANKE,
Sektion Staats- und Rechtswissenschaft 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena

6 Vgl. „Materielle Verantwortlichkeit für ungesetzliche Lohnzusage“, 
Arbeit und Arbeitsrecht 1985, Heft 2, S. 44.

Zur Durchsetzung
der in Stadt- und Gemeindeordnungen 
festgelegten Anliegerpflichten

I
Die Darlegungen von E. L e y m a n n / M .  P o s c h  u n d  
W .  S u r k a u 1  1  gehen von einer Legaldefinition der Begriffe 
„Anlieger“ und „Anliegerpflichten“ aus. Diese Begriffe sind 
aber auch in anderen Rechtsgebieten, so z. B. im Bau-, Was­
ser-, Straßen- und Verkehrsrecht, gebräuchlich und werden 
unterschiedlich ausgelegt. Deshalb erscheint es mir ange­
bracht, bei der Verwendung dieser Begriffe das jeweilige 
Rechtsgebiet zu kennzeichnen, also z. B. zu formulieren „An­
lieger i. S. der 3. DVO zum LKG“.

Schwierigkeiten bereitet in der Praxis der örtlichen Staats­
organe immer wieder die Tatsache, daß sich die §§ 8 Abs. 1 
Satz 2 und 16 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG nur in Verbindung 
mit der Ortssatzung (Stadt- oder Gemeindeordnung) des be­
troffenen Territoriums durchsetzen lassen. Dabei kommt es 
darauf an, daß die Normadressaten der jeweils anzuwenden­
den Rechtsvorschriften übereinstimmen, was nicht in jedem 
Falle zutrifft.

Beispielsweise hat die seit dem 1. Juni 1977 geltende Stadt­
ordnung der Stadt Dresden abweichend von der Regelung in 
der 3. DVO zum LKG die Pflicht zur Sauberhaltung der „Geh­
bahnen“ (nicht nur der öffentlichen!) auf „Rechtsträger“ und 
„Grundstückseigentümer“ beschränkt. Zusätzlich ist in dieser 
Stadtordnung eine „Pflicht zur Sauberhaltung vor und hinter 
Handelsobjekten“ festgelegt; diese ist den „Leitern bzw. In­

habern der Handelsobjekte“ übertragen. Zwischen letzteren 
und den Anliegern „Rechtsträger/Grundstückseigentümer“ 
besteht hiernach eine schwerlich lösbare Pflichtenkonkurrenz, 
soweit die Handelsobjekte an öffentlichen Straßen usw. gele­
gen sind, was meistens der Fall ist.

Die Beschränkung hat zur Folge, daß „Besitzer“ und „Ver­
walter“ von Grundstücken wegen Verletzung von Anlieger­
pflichten ordnungsrechtlich nicht belangt werden können, 
weil ihnen die Stadtordnung solche Pflichten nicht auferlegt, 
es mithin an der gesetzlich festgelegten Voraussetzung für 
die Anwendung von § 16 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG mangelt. 
Ebensowenig kann aber gegen Leiter bzw. Inhaber von Han­
delsobjekten ordnungsrechtlich vorgegangen werden, weil 
es für eine Verletzung der ihnen in der Stadtordnung auf er­
legten Sauberhaltungspflicht keine Ordnungsstrafbestimmung 
gibt, die gemäß §§ 2 Abs. 3 und 3 OWG erforderlich wäre. 
Mithin ist die Erfüllung dieser Sauberhaltungspflicht nicht 
erzwingbar, die zwar in der Stadtordnung auf Grund von § 4 
Abs. 2 LKG festgelegt werden konnte, aber keinen Sanktions­
schutz hat.

Da solcher Schutz vielfach fehlt, ist es nicht verwunderlich, 
daß man verbreitet, auch bei Volksvertretern und Mitglie­
dern örtlicher Räte, der Auffassung begegnen kann, Ortssat­
zungen hätten hauptsächlich richtungweisende und empfeh­
lende Bedeutung, weil sie aus sich selbst heraus mit Mitteln 
staatlichen Zwangs nicht durchsetzbar sind.

Die Besorgnis von K. B ö n n i n g e r / S t .  P o p p e 2 ,  daß 
Bürger und Betriebe durch Unklarheiten in Ortssatzungen 
verunsichert werden und ungewollte Rechtsverletzungen so­
wie eine Rechtszersplitterung eintreten können, ist nicht von 
der Hand zu weisen. Ortssatzungen müssen daher klar und 
überschaubar sein und sich einer einheitlichen Terminologie 
bedienen, denn sie wenden sich ja an die gesamte Bevölke­
rung des Territoriums.

In nicht wenigen Ortssatzungen erscheinen territoriale Fest­
legungen als eigenständige Normen ohne unmittelbare Be­
zugnahme auf die zugehörige zentrale Rechtsvorschrift, die 
meist nur in einer zusammenfassenden Übersicht am Anfang 
oder Ende der Ortssatzungen angeführt wird. Der Eindruck 
selbständiger örtlicher Normen wird noch verstärkt, wenn 
für diese andere Begriffe und Ausdrücke benutzt sind als in 
der zugrunde liegenden zentralen Rechtsvorschrift, so daß es 
selbst für Juristen und Verwaltungsfachleute nicht einfach ist, 
die Zusammenhänge sofort und sicher zu erkennen.

Es erhebt sich deshalb die Frage, wie Ortssatzungen insge­
samt allgemein verständlicher und leichter handhabbar ge­
macht werden können. Zwar hat E. L e y m a n n  Mustersat­
zungen abgelehnt3, aber für die rund 7 500 Städte und Ge­
meinden unterschiedlichster Größenordnung dürfte doch ein 
richtungweisendes Konzept kaum zu entbehren sein.

EDGAR TROGISCH, Dresden

1 Vgl. E. Leymann/M. Posch, „Anliegerpflichten und Rechtsfolgen 
ihrer Verletzung“, NJ 1985, Heft 2, S. 47 ff.; W. Surkau, „Anwen­
dung des Ordnungswidrigkeitsrechts bei Verletzung von Stadt­
ordnungen“, NJ 1984, Heft 9, S. 358 f.

2 Vgl. K. Bönninger/St. Poppe, „Über das Verhältnis von zentralen 
Rechtsvorschriften und Ortssatzungen“, NJ 1982, Heft 2, S. 73 f.

3 Vgl. E. Leymann, „Die inhaltliche Ausgestaltung von Stadt- und 
Gemeindeordnungen“, NJ 1979, Heft 6, S. 256 ff. (258).

II
Die Überlegungen von E. T r o g i s c h  zur weiteren Quali­
fizierung der Arbeit mit Stadt- und Gemeindeordnungen 
sind zu begrüßen.

1. Es ist Trogisch zuzustimmen, daß bei der Abfassung 
von Stadt- und Gemeindeordnungen die Legaldefinition des 
Anliegers verwendet werden sollte, wie sie in § 8 Abs. 1 
Satz 2 der 3. DVO zum LKG enthalten ist. Mit einer Legal­
definition wird immer eine für den Normadressaten verbind­
liche Auslegung der in Rechtsvorschriften verwendeten 
Begriffe yorgenommen.

Entsprechend § 8 Abs. 1 der 3. DVO zum LKG bestimmt 
die örtliche Volksvertretung, ausgehend von § 2 der 3. DVO, 
den Umfang der Reinigungspflichten der Anlieger, nicht aber 
den Begriff des Anliegers. Der Inhalt des Begriffs „Anlieger“
i. S. der 3. DVO zum LKG ist in § 8 Abs. 1 zentral bestimmt 
und darf örtlich nicht modifiziert werden. Das Widerspräche 
der einheitlichen Verwirklichung der Gesetzlichkeit. Hin­
gegen ist der Umfang der Anliegerpflicht örtlich unterschied­
lich; seine inhaltliche Bestimmung wurde deshalb in die Ver­
antwortung der örtlichen Volksvertretungen in den Städten 
und Gemeinden gelegt.


